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Presseerklärung
Erste Occupy-Münster-Aktion war ein voller Erfolg!
 
Am 29.10.2011 fand in Münster die erste Aktion der Occupy-Münster-Bewegung statt. Diese überparteiliche und unabhängige Bewegung versteht sich als
Sprachrohr der 99% der Bürger, die sich den augenblicklichen Zustand unserer Gesellschaft nicht länger gefallen lassen wollen. Sie fühlen sich einer
Finanzmacht untergeordnet, die die Politik unserer Regierung bestimmt und damit ihr Leben und die Grundlagen der Demokratie infrage stellt. Die Politik
verliert an Glaubwürdigkeit und repräsentiert nicht mehr die Mehrheit der Bevölkerung. Das Wirtschaftssystem kolonialisiert die Lebenswelt der Bürger bis
ins Private. Es ist daher nötig, grundsätzlich über das System, das dies möglich macht, nachzudenken.
 
Viele Bürger haben sich unserem Protest angeschlossen, in dem sie die „Wir sind die 99%“-Erklärung mitgenommen haben und intensiv mit uns in
persönlichen Gesprächen diskutiert haben, welche Veränderung notwendig sind, um die Lebensbedingungen der 99% zu verbessern. Sie haben ihren
Protest in einer Fülle von selbstgeschriebenen Postern artikuliert. Über hundert Passanten haben uns ihre Adressen hinterlassen, um sich weiter über die
Bewegung hier in Münster informieren zu lassen.
 
Viele haben erklärt, dass sie am Montag, 31.10.2011, 19.00 Uhr, an der Versammlung zur Vorbereitung des weltweiten Aktionstages der Occupy-Bewegung
im Institut für Theologie und Politik, Friedrich-Ebert-Str. 7 teilnehmen wollen. Dieser wird am 11.11.2011 stattfinden. Es ergab sich eine rege Diskussion
mit den Passanten über ein offenes Mikrofon, in der sowohl Analyse als auch Kritik an den Verhältnissen geäußert wurde. Diese Diskussion kann auf der
Homepage als auch bei Facebook weiter geführt werden.
 
Diese Initiativen wollen wir fortsetzen:
OCCUPY MÜNSTER !
www.occupy-muenster.de
Wir sind die die 99%
 
 
 
95 Thesen der Interessengemeinscha� Contra Sozialabbau

494 Jahre nach dem Thesenanschlag durch Mar�n Luther an der Wi enberger Schloßkirche wird die Interessengemeinscha� Contra Sozialabbau Aschersleben‐Staßfurt am Montag, den 31.

Oktober 2011 am Portal der Ascherslebener Stephanikirche und an anderen öffentlichen Gebäuden 95 Thesen anbringen. »Wir sehen uns dazu veranlasst, weil genau wie zu Luthers Zeiten

das Gefüge unserer Gesellscha� in Unordnung ist. Die Schere zwischen Oben und Unten, zwischen Reich und Arm klafft in nie da gewesenem Ausmaß auseinander. Wir wollen mit unserem

Thesenanschlag ein Zeichen dafür setzen, dass es an der Zeit ist, Widerstand zu leisten.« Die Tageszeitung junge Welt hat diese 95 Thesen dokumen�ert – vielleicht auch eine

Diskussionsgrundlage für Occupy‐Münster…

1. Der Kapitalismus ist menschenfeindlich!

2. Die kapitalis�sche Marktwirtscha� ist nicht sozial, sondern asozial!

3. Im Kapitalismus geht alle Macht von den Privatbesitzern der Produk�onsmi%el und nicht vom Volke aus!

4. Der Kapitalismus bringt täglich Millionen Menschen in der Welt durch Hunger und Unterernährung um!

5. Der Kapitalismus zerstört in seinem Wachstumsstreben unsere natürliche Umwelt!

6. Die herrschende Meinung ist immer die Meinung der Herrschenden!

7. »Demokra�e« bedeutet Volksherrscha� und fängt an der Basis an!

8. Es gibt in einer Klassengesellscha� keine »absolute Demokra�e«!

9. Um der Grundgesetzforderung, dass das Volk der Souverän in der Ausübung der Demokra�e ist, Geltung zu verschaffen, muß bei wich�gen Entscheidungen der Innen‐, Außen‐ und

Sicherheitspoli�k ein Volksentscheid sta=inden!

10. Da das bestehende Grundgesetz nicht mehr in seiner ursprünglichen Fassung vorhanden ist, und ohnehin bis zur deutschen Vereinigung nur als Provisorium gedacht war, ist eine

Verfassungskommission mit dem Entwurf einer neuen Verfassung zu beau�ragen, die dann nach Veröffentlichung und breiter Diskussion in der Bevölkerung durch Volksentscheid in Kra�
gesetzt wird!

11. Die Abgeordneten des Bundestages und der Landesparlamente sind nicht ihrem Gewissen verpflichtet, sondern ihren Geldgebern aus den Konzernzentralen und aus privaten

Nebeneinkün�en!

12. Die Gesetze schreiben nicht die bürgerlichen Poli�ker, sondern die Konzernvertreter der privaten Wirtscha�, die als »Berater« in den Ministerien sitzen!

13. Die Würde des Menschen ist in Deutschland, entgegen der Forderung des Grundgesetzes, nicht unantastbar, sondern wird durch Arbeitslosigkeit und soziale Ausgrenzung Tag für Tag mit

Füßen getreten!

14. Armut entsteht durch Ausbeutung – damit Reiche reich sein können, müssen Arme arm bleiben!

15. Nicht die Armen in der Welt leben über ihre Verhältnisse, sondern ihre reichen Ausbeuter!

16. Ein reicher Staat, in dem über 2,5 Millionen Kinder in Armut leben müssen, ist kein gerechter Staat!

17. Die Schulden der Staaten sind die Vermögen der Reichen! (Sahra Wagenknecht)

18. Die Agenda‐2010‐Poli�k gefährdet zunehmend den sozialen Frieden in Deutschland!

19. Die Hartz‐Gesetze, vor allem HartzIV müssen weg! Erster Schri% dazu ist eine Anhebung der derzei�gen Hartz‐IV‐Regelsätze auf mindestens 500 Euro!

20. In Deutschland wird für ein Mindestmaß an menschenwürdiger Entlohnung ein gesetzlicher Mindestlohn von zehn Euro, und zwar lohnsteuerfrei, benö�gt!

21. Um Arbeit fair zu verteilen, muss eine 30‐Stunden‐Arbeitswoche eingeführt werden!

22. Wir fordern die sofor�ge Abschaffung solcher Sklavenarbeit wie Ein‐Euro‐Jobs und Leiharbeit!

23. Tafelfraß ist Fraß vom Schweinetrog, deshalb stellen wir uns gegen die Vertafelung der Gesellscha�!
24. Unternehmer und ihre Verbände sind die Gegner und nicht die Sozialpartner der Gewerkscha�en und der Lohnabhängigen!

25. Wir fordern entsprechend der Europäischen Sozialcharta in Deutschland ein poli�sches Streikrecht für alle Lohnabhängigen!

26. Einführung eines Verbandsklagerechtes für Gewerkscha�en nach vorheriger Befragung der Mitglieder!

27. Sank�onen gegen Firmen, die nicht radikal Überstunden abschaffen!

28. Wir fordern die Gewerkscha�en auf, »Steckbriefe« für Lohndrücker und Firmen herauszugeben, die sich außerhalb der Tarifgemeinscha� stellen!

29. Die Ar�kel 14 und 15 des Grundgesetzes zur Enteignung von Privateigentum sind konsequent gegen Unternehmer anzuwenden, die den Absatz 2 des Ar�kels 14 mißachten, in dem es

heißt: »Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.« Ein Tatbestand dafür wäre zum Beispiel das Schließen von Produk�onsstä%en im Inland und

Verlagern der Produk�on in Billiglohnländer!

30. Die Grundgesetzforderung von Gleichbehandlung von Mann und Frau muss vor allem durch das Prinzip: »Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! durchgesetzt werden!

31. Gleicher Lohn und gleiche Rente in Ost‐ und Westdeutschland sind nach über 20 Jahren Vereinigung längst überfällig!

32. Die offizielle Bekanntgabe von Arbeitslosenzahlen hat so zu erfolgen, dass frei von sta�s�schen und amtlich verklausulierten Tricks alle arbeitsuchenden und arbeitenden Menschen erfaßt

werden, die keinen sozialversicherungspflich�gen Vollzeitarbeitsplatz besitzen!

33. Staatliche Leistungen für bedür�ige Menschen müssen ohne Bedingungen eine menschenwürdige Teilhabe am soziokulturellen Leben ermöglichen!

34. Wir fordern die Verstaatlichung von Gütern, die für die allgemeine Daseinsfürsorge der Menschen notwendig sind – das heißt Verstaatlichung von Finanz‐ und Versicherungskonzernen, des

Transportwesens (Deutsche Bahn), der Post, der Energiewirtscha�, des Wohnungswesens und des Gesundheitswesens!

35. Sofor�ger Beginn einer Energiewende zur Erzeugung von Strom und Wärme aus erneuerbaren Energien, entsprechend des von der Organisa�on Greenpeace aufgestellten Planes!
36. Die Förderung einer ökologischen und nachhal�gen Landwirtscha� ist dringend als Beitrag zur Erhaltung unserer Umwelt anzugehen!

37. Schluss mit Re%ungspaketen für die Banken und den Sparpaketen für die Bürger!

38. Weg mit der Rente ab 67! Erforderlich ist im Gegenteil eine Absenkung des Renteneins�egsalters!

39. Altersarmut durch Hartz IV und Niedriglöhne ist vorprogrammiert, schon heute müssen über 600000 Rentner durch einen Job ihre Hungerrente auNessern!

40. Wenn die Regierung wirklich die Sozialgerichte entlasten will, sollte sie nicht die Zugangshürden der Rechtsdurchsetzung erhöhen, sondern »Hartz IV« abschaffen und das Personal in den

Jobcentern besser qualifizieren!

41. 51 Änderungen des Sozialgesetzbuches II (HartzIV) in den letzten Jahren haben die Lage der Betroffenen deutlich verschlechtert, wir fordern die Rücknahme dieser Änderungen!

42. Die »Arbeitsvermi%ler« in den Jobcentern und der Arbeitsagentur müssen endlich ihrem Job gerecht werden und den Arbeitslosen feste Vorstellungstermine bei Firmen anbieten und

ihnen nicht nur Stellenangebote aus dem Stellenportal in die Hände drücken!

43. Hartz IV schafft keine Arbeitsplätze, es entsorgt nur die Opfer des Profitsystems!

44. Angebotsmessen von Zeitarbeitsfirmen sind von der Arbeitsagentur nicht zu unterstützen!

45. Weg mit der Residenzpflicht für Hartz‐IV‐ Empfänger unter 25!

46. Das Vorschreiben von Wohnungsgröße, Angemessenheit von Kfz‐Besitz und Abmeldepflicht beim Fallmanager sind grundgesetzwidrige Eingriffe in die Freiheitsrechte von Hartz‐

IV‐Empfängern!

47. Eingliederungsvereinbarungen sind Knebelverträge eines Stärkeren gegenüber einem Schwächeren und damit si%enwidrig!
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48. In die örtlichen Beiräte der Arbeitsagenturen und Jobcenter sind grundsätzlich Arbeitslosenvertreter aufzunehmen!

49. Diese Beiräte haben zu prüfen, welche Fortbildungen und Maßnahmen für Arbeitslose sinnvoll sind und welcher Träger den Zuschlag für ein bes�mmtes Projekt bekommt!

50. Wir haben für 52 Millionen arbeitsfähige Menschen in Deutschland nur 40 Millionen Arbeitsplätze, also für zwölf Millionen Menschen keine Arbeit …

51. … deshalb ist der demographische Wandel als Grund für den Umbau der Sozialsysteme eine Lüge – nö�g sind einzig und allein mehr und besser bezahlte Arbeitsplätze!

52. Es gibt in Deutschland weder jetzt noch in naher Zukun� einen Fachkrä�emangel!

53. Unsere Bürger brauchen Arbeit, aber keine Bürgerarbeit!

54. Wir fordern einen Schutzschirm für Arbeitslose!

55. Das Bildungs‐ und Teilhabepaket von Ministerin von der Leyen ist eine Mogelpackung und geht am Bedarf der Betroffenen vorbei – nö�g ist ein ausreichender Regelsatz für die

Anspruchsberech�gten!

56. Profitstreben und Konkurrenzkampf bewirken die Verletzung der grundlegenden Menschenrechte und sind die Ursache für Kriege!
57. Terrorist ist, wer Waffen baut, Geld daran verdient und beabsich�gt, damit Menschen umzubringen oder umbringen zu lassen!

58. Kurt Tucholsky: »Soldaten sind Mörder!«

59. Die Auslandseinsätze deutscher Soldaten sind augenblicklich zu beenden, insbesondere der Afghanistan‐Einsatz!

60. Sofor�ger Austri% der Bundesrepublik aus der NATO!

61. Schwerter zu Pflugscharen!!!

62. Wir fordern neben dem Auss�eg aus der friedlichen Nutzung der Atomenergie in Form von Atomkra�werken vor allem den Auss�eg aus der Herstellung von Atomwaffen und die

Vernichtung aller weltweit vorhandenen!

63. Ziviler Ungehorsam gegenüber den Übergriffen der Obrigkeit wird immer mehr zur Bürgerpflicht!

64. Krach schlagen sta% Kohldampf schieben ist Gebot der Stunde, damit Volkes S�mme endlich an die tauben Ohren der Regierenden dringt!

65. Wer kämp�, kann auch verlieren, aber wer nicht kämp�, hat schon verloren!

66. Rio Reiser sagte: »Macht kapu%, was euch kapu% macht!«

67. Die vom Gebührenzahler finanzierten sogenannten »öffentlich‐rechtlichen« Medien sind zu einer wahrheitsgemäßen, objek�ven nachweisbar gewissenha�en, unabhängigen

Berichtersta%ung zu verpflichten!

68. Die bürgerlichen Medien vermi%eln uns nicht die Wahrheit über die gesellscha�lichen Zustände, sie haben nur die größeren Lautsprecher als wir!

69. Abschaffung des prak�zierten Zweiklassengesundheitssystems durch Einführung einer Bürgerversicherung, in die alle Erwerbstä�gen ohne Ausnahmen einzahlen!

70. Durch die Schaffung eines einheitlichen staatlichen Sozialversicherungssystems ist der Wasserkopf und der Wildwuchs der Vielzahl von privaten Rentenversicherern und
Krankenversicherungen (derzeit 267) abzuschaffen, und sind damit Kosten in Milliardenhöhe einzusparen!

71. Durch Polikliniken ist die ärztliche Rundumversorgung vor allem in ländlichen Gebieten zu gewährleisten und das Modell der Gemeindeschwester wieder einzuführen!

72. Die Verteilung der Sozialversicherungsabgaben zwischen Unternehmern und Lohnabhängigen ist wieder auf das Prinzip 50 zu 50 Prozent zu bringen!

73. Sofor�ge Wiedereinführung der Vermögenssteuern und Anhebung des Spitzensteuersatzes!

74. Erbscha�ssteuern sind je nach der Höhe der Erbscha� progressiv ansteigend zu besteuern!

75. Manager, Großkapitalisten und Poli�ker haben bei Veruntreuungen und Korrup�onsfällen die gesamte »Beute« zurückzuzahlen und keine Möglichkeit, sich von Bestrafung freizukaufen!

76. Deckelung von Managergehältern und deren Offenlegung!

77. Sofor�ge Einführung einer Finanztransak�onssteuer!

78. Die Diäten der Abgeordneten sind nicht höher festzulegen als der vom DGB ermi%elte Durchschni%slohn für mi%lere Leitungskrä�e aller Branchen!

79. Beanstandungen des Steuerzahlerverbandes und der Rechnungshöfe von nachgewiesener Verschleuderung öffentlicher Gelder durch amtliche und poli�sche Entscheidungsträger müssen

finanziell und personell geahndet werden!

80. Bildung und Ausbildung müssen auf allen Ebenen für alle Schichten der Bevölkerung kostenfrei sein!

81. Für sozial Bedür�ige muß es eine kostenlose Förderung im kulturellen und sportlichen Bereich geben, um eine Teilhabe am geis�g‐kulturellen Leben zu gewährleisten!

82. Sofor�ge Rücknahme von Kürzungen beim Elterngeld, Wohngeld und anderer sozialer Leistungen!

83. Ein einheitliches Bildungssystem für die gesamte Bundesrepublik ohne die derzei�ge Kleinstaaterei der Bundesländer ist einzuführen, damit auch die jeweiligen Abschlüsse überall

gleichermaßen anerkannt werden können!
84. Alle Großunternehmen haben an den Staat eine sogenannte »Nonprofitabgabe« zu leisten, aus der der Staat Arbeitsplätze im Altenbetreuungs‐ und Pflegebereich sowie in Kultur, Bildung

und Sport schaffen kann!

85. Zwei Millionen neue tariflich geregelte gute Arbeitsplätze durch ein Zukun�sprogramm für Bildung, Gesundheit, ökologischen Umbau, öffentliche Infrastruktur und Daseinsvorsorge sind

möglich!

86. Es gibt nur eine Welt und keine zweite oder dri%e!

87. Der Mensch ist nicht von Natur aus schlecht, schlecht sind nur die Verhältnisse, unter denen er leben muss, deshalb müssen diese Verhältnisse geändert werden!

88. Eine solidarische Gesellscha� ist nur möglich, wenn es dem einen Teil der Menschen nicht mehr möglich ist, kra� seines Eigentums an Kapital die Arbeitskra� des anderen Teils der

Menschen auszubeuten!

89. Gegenüber der »Bilderberg‐Konferenz« ist die UNO ein Kasperleverein!

90. Die Verschärfung der sogenannten »Sicherheitsgesetze« eröffnet dem Staates immer neue Möglichkeiten, die Privatsphäre der Bürger auszuforschen, und schränkt gleichzei�g deren

demokra�sche Rechte ein. Wir fordern Abschaffung dieses Überwachungsstaates!

91. Die Poli�k des Sozialabbaus der Herrschenden produziert Rechtsextremismus und Ausländerfeindlichkeit bis hin zu neofaschis�schen Tendenzen!

92. Die Unterschiede liegen nicht zwischen den unterschiedlichen Völkern in der Welt, sondern zwischen den jeweiligen Ausbeutern und Unterdrückten in allen Ländern, deshalb ist eine

Einheit der Unterdrückten aller Länder nö�g!

93. »Freiheit« im Kapitalismus besitzen nur die Besitzer des Kapitals!

94. Wenn die oben nicht mehr so können, wie sie wollen, und die unten nicht mehr so wollen, wie sie sollen, dann ist der Zeitpunkt für eine neue Gesellscha�sordnung gekommen!
95. Wir sind nicht gewillt, uns in der Armut einzurichten – sparen wir uns einfach den Kapitalismus, denn er ist nicht das Ende der Geschichte!

Diese unsere Thesen stellen wir zum Disput, wie einst Mar�n Luther, in der Hoffnung, die Menschen zum Nachdenken zu bringen und mit allen gemeinsam einen Weg zu einer gerechteren

Welt zu finden, in der es sich menschenwürdig leben lässt.

Interessengemeinscha� Contra Sozialabbau Aschersleben‐Staßfurt

Quelle: ig‐contra‐sozialabbau@web.de
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